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E in Vertragszahnarzt (umgangssprachlich Kas-
senarzt) ist überwiegend in der Versorgung ge-
setzlich versicherter Patienten tätig und erbringt

Leistungen zulasten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Da die meisten Patienten gesetzlich versi-
chert sind, ist die große Mehrzahl der Zahnärzte als 
Vertragszahnarzt tätig. Für die vertragszahnärztliche
Tätigkeit ist eine entsprechende Zulassung nötig. 
Zahnärzte erhalten die Kassenzulassung nach ihrer
zweijährigen Assistenzzeit in einer Zahnklinik oder ei-
ner zugelassenen Praxis im Anschluss an das Studium.
Diese Zulassung ist an bestimmte Voraussetzungen ge-
bunden: Der Zahnarzt muss die Eintragung in das Arzt-
register sowie seine Eignung nachweisen und an einem
Einführungslehrgang zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung teilnehmen. Außer diesen Kriterien ist auch
die Bedarfsplanung bedeutsam. Bei Überversorgung in
einem Bezirk ist die Verweigerung der Zulassung mög-
lich, da in einem solchen Fall Zulassungsbeschränkun-
gen angewiesen werden können. Die KZBV wird von den
17 Kassenzahnärztlichen Vereinigungen (KZV) der Län-
der auf Bundesebene gebildet. Pro Bundesland gibt es
eine Kassenzahnärztliche Vereinigung, mit Ausnahme
von Nordrhein-Westfalen mit zwei KZVen. Der Ver-
tragszahnarzt muss Mitglied in einem Landesverband
der KZBV sein, um die Behandlungen mit den Kranken-
kassen abzurechnen. Jede Landes-KZV nimmt die Ab-
rechnung der Vertragszahnärzte entgegen, verrechnet
diese im Rahmen des Budgets mit den Krankenkassen

und verteilt das Geld nach einem Honorarverteilungs-
maßstab an die Zahnärzte.

Die Aufgaben der KZBV und der KZV
• Sicherstellung der zahnärztlichen Versorgung für

die Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen
• Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Durch-

führung der Versorgung
• Wahrung der Rechte der Zahnärzte gegenüber den

Krankenkassen, der Aufsichtsbehörde und dem
Gesetzgeber

• Sicherung angemessener Vergütungen für die
Vertragszahnärzte

• Regelung der länderübergreifenden Durchfüh-
rung der zahnärztlichen Versorgung und des Zah-
lungsausgleichs zwischen den 17 KZVen

• Aufstellung von Richtlinien zur Betriebs-, Wirt-
schafts- und Rechnungsführung der KZV

Die KZBV ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts
und untersteht der Aufsicht des Bundesgesund-
heitsministeriums. Ein Zahnarzt, der keine gesetzlich
versicherten Patienten behandelt, benötigt keine
Kassenzulassung. Die Kosten für diese Privatbehand-
lung tragen gesetzlich Versicherte ohne Kostener-
stattung ausschließlich selbst. Die berufsständische
Vereinigung von Zahnärzten, die in freier Praxis ohne
Kassenzulassung tätig sind, ist die Privat-Zahnärzt-
liche Vereinigung Deutschlands e.V. (PZVD). �

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung

KZBVVon der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung

(KZBV) wird jeder Zahnmedizinstudent im Laufe

seines Studiums oder der anschließenden Assis-

tenzzeit einmal hören. Die KZBV vertritt die Interes-

sen der Vertragszahnärzte in Deutschland.


